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I. Einleitung 

 

Zum 10. Mal in Folge werden die aktuellen Daten und Fakten der unternehmerischen Woh-

nungswirtschaft in Thüringen anlässlich der „Tage der Thüringer Wohnungswirtschaft“ – eine 

der wichtigsten alljährlichen Fach- und Arbeitstagungen der Verbandsorganisation – vorge-

legt. Es handelt sich zum einen um eine Momentaufnahme, die die Ergebnisse der Jahres-

statistik des GdW Bundesverband deutscher Wohnungsunternehmen e.V. und der Regional-

verbände zum 31.12.2006 widerspiegelt, zum anderen werden aber auch Tendenzen und 

Trends dargestellt, aus denen sich Aussagen für die Zukunft herleiten lassen. Die Darstel-

lung des Zahlenmaterials erfolgt im Kontext mit den aktuellen wirtschaftlichen und politischen 

Rahmenbedingungen. Kurze Rückblicke in die vergangenen Jahre dienen der Illustration und 

der besseren Einordnung einzelner Daten. 

 

Derzeit sind im vtw. 215 Mitgliedsunternehmen – mehrheitlich Wohnungsgenossenschaften 

und kommunale Wohnungsgesellschaften – vertreten. Ende des Jahres 2006 haben die 

Wohnungsunternehmen im vtw. 307.000 Wohnungen, 286.000 eigene sowie annähernd 

21.000 für Dritte verwaltete Wohnungen, bewirtschaftet. 

 

II. Die Wohnung als Wirtschafts- und Sozialgut 

 

Die Besonderheit der Wohnung besteht darin, dass sie zugleich Wirtschafts- und Sozialgut 

ist. Als Sozialgut kommt ihr ein hoher Stellenwert bei der Befriedigung der elementaren Be-

dürfnisse des Menschen nach einem Dach über dem Kopf, nach einer Unterkunft, nach Si-

cherheit zu. Wohnraum ist nach einhelliger Meinung aller Experten ein Existenzgut. In einer 

immer unsicherer werdenden Zeit mit enormen Problemen auf dem Arbeitsmarkt, einer tief 

greifenden Verunsicherung der Menschen in Bezug auf ihre wirtschaftliche Perspektive muss 

zumindest dieser Wohnraum sicher sein. Die Mitgliedsunternehmen des vtw. stellten und 

stellen sich im vollen Bewusstsein der besonderen Rolle der Wohnung den Aufgaben rund 

um die Vermietung von Wohnraum.  

 

Die Vermietung von Wohnraum spielt in der Bundesrepublik Deutschland eine herausragen-

de Rolle, wohnen doch derzeit rund 57 % aller Haushalte zur Miete. Damit hat Deutschland 

anteilig einen der bedeutendsten Mietwohnungssektoren aller Mitgliedsstaaten der Europäi-

schen Union. In Zeiten der Globalisierung, einer immer stärkeren Forderung nach Flexibilität 

der Arbeitnehmer gewinnt das Wohnen zur Miete an Attraktivität, gilt es doch unter Umstän-

den schnell und problemlos den Lebensmittelpunkt von einen an einen anderen Ort zu verle-

gen. Die Wanderungsverluste der neuen Bundesländer unterstreichen dies. 
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Wohnungsgenossenschaften und kommunale Wohnungsunternehmen streben eine wirt-

schaftliche, soziale und ökologische Nachhaltigkeit in ihrer Tätigkeit an. Sie verfolgen dabei 

im Gegensatz zur kurzfristigen Renditebestrebung vieler Fonds eine langfristig angelegte 

Renditestrategie bei der Bewirtschaftung und beim Portfoliomanagement. Soziale Aspekte 

rund um die Vermietung von Wohnraum, zusätzliche Angebote für die Mieter, Begegnungs-

stätten, aber auch die Beratung bei Mietschulden spielen eine wichtige Rolle. Basis dafür 

wird aber immer die Wirtschaftskraft des einzelnen Unternehmens sein.  

 

Nur wirtschaftlich starke Unternehmen können auf Dauer ihren Mietern zusätzliche Leistun-

gen anbieten, wobei das eine das andere bedingt. Auch soziales Engagement zahlt sich für 

die Unternehmen wirtschaftlich aus, indem Mietschulden gering gehalten werden, die Attrak-

tivität des Wohnungsbestandes steigt und damit potenziell die Fluktuationsrate niedrig gehal-

ten wird. 

 

Die Modernisierung von Wohnraum spielt nach wie vor eine wichtige Rolle. Sie steht aber 

nicht mehr an erster Stelle der Aufgaben der Wohnungsunternehmen. Ganz anders sah dies 

noch zu Beginn der 90er Jahre aus. Die Unternehmen sahen sich mit einem gewaltigen Sa-

nierungsstau konfrontiert. Die Ausstattung der Wohnungen entsprach vielfach nicht neuzeitli-

chen Wohnstandards.  

Ausstattung der bewirtschafteten Wohnungen im Verbandsbereich 
des vtw. im Jahr 1991
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Quelle: Jahresstatistik des GdW und der Regionalverbände zum 31.12.1991 
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Die Mieten waren gesetzlich reglementiert und wurden aus sozialpolitischen Gründen erst 

langsam im Verlauf von mehreren Jahren über die 1. und 2. Grundmietenverordnung sowie 

ab 1995 über das Mietenüberleitungsgesetz an bundesdeutsche Maßstäbe herangeführt. 

Trotz hoher Investitionen in den Wohnungsbestand und damit verbundenen Mieterhöhungen 

sind die Bestandsmieten in den neuen Bundesländern teilweise noch niedriger als in den 

alten Ländern. 

 

Heute gehört es zum Standard einer Wohnung, dass diese über Innentoilette und 

Bad/Dusche verfügt. Auch Sammelheizung und zentrale Warmwasserversorgung sind Stan-

dard. Der Anteil der vollständig modernisierten bzw. neu gebauten Wohnungen am bewirt-

schafteten Bestand der Mitgliedsunternehmen des vtw. belief sich Ende des Jahres 2006 auf 

58 %. Deutlich zurückgegangen ist in den letzten Jahren der Anteil der sanierungsbedürfti-

gen Wohnungen auf aktuell 16 %. Ursächlich dafür sind zum einen weitere Modernisie-

rungsmaßnahmen aber auch erfolgte Rückbauten. Mehrheitlich handelt es sich bei den reali-

sierten Rückbauten um unsanierten Wohnraum. 

Stand der Modernisierung bewirtschafteter Wohnungen im 
Verbandsgebiet des vtw.
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Quelle: Jahresstatistik des GdW und der Regionalverbände zum 31.12.2006 
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Die Mitgliedsunternehmen des vtw. haben seit 1991 insgesamt 9 Mrd. EUR zum größten Teil 

in den Wohnungsbestand investiert. Von 200 Mio. Euro im Jahr 1991 wurden die Investitio-

nen auf annähernd 1 Mrd. Euro im Jahr 1995 gesteigert. Obwohl die Mieten zur damaligen 

Zeit relativ niedrig waren und Mieterhöhungen vor dem Hintergrund der geringen Einkommen 

kritisch gesehen wurden, wirkten sich die teils sehr günstigen Förderbedingungen, u.a. För-

derung mit Zuschüssen, deutlich aus.  

 

Seit 1996 ist vor dem Hintergrund des Strukturwandels in den neuen Bundesländern aller-

dings ein stetiger Rückgang der Investitionen zu verzeichnen gewesen. Ursächlich waren 

zum einen die Verschlechterung der Rahmenbedingungen, steigende Leerstände, eine Re-

duzierung der Fördermittel für Modernisierung und in den letzten Jahren auch die Ausschöp-

fung der Beleihungsgrenzen, die der weiteren Aufnahme von Fremdkapital Grenzen setzt. 

Investitionen der Mitgliedsunternehmen des vtw. in ausgewählten 
Jahresscheiben
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Die Gesamtinvestitionen der Mitgliedsunternehmen des vtw. haben sich im Jahr 2006 auf 

275 Mio. Euro summiert. Sie sind damit deutlich höher als die Investitionen im Jahr 2005, die 

243 Mio. Euro betrugen. Im Jahr 2005 hat sich allerdings auch gravierend ausgewirkt, dass 

es durch eine sehr späte Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung für die Wohnraum-

förderung sowie durch Probleme bei der Bereitstellung von Bürgschaften, die zur Absiche-

rung der Förderdarlehen dienten, dazu kam, dass die Bewilligungen für die Wohnraumförde-

rung des Programmjahres 2005 erst im Frühjahr 2006 erfolgten. Dies führte zum Teil zu ei-

ner Verlagerung der Investitionen in das Jahr 2006. 
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Im Jahr 2006 konnte erstmals wieder ein leichter Anstieg der getätigten Investitionen ver-

zeichnet werden. Die Aufwendungen für Instandhaltung liegen mit 123 Mio. Euro nur gering 

unter dem Wert für das Jahr 2004 (130 Mio. Euro) und über dem Wert für 2005 (116 Mio. 

Euro). Weitaus stärker sind im Vergleich mit dem Jahr 2005 die Aufwendungen für Moderni-

sierung von 109 Mio. Euro auf 123 Mio. Euro angestiegen. Ein deutlicher Anstieg konnte 

ebenfalls im Bereich des Neubaus mit 29 Mio. Euro Investitionen verzeichnet werden. Hier 

schlagen sich insbesondere Projekte im Rahmen des Innenstadtstabilisierungsprogramms 

des Freistaates Thüringen, das die Schaffung von Wohnraum auf innerstädtischen Brachen 

bzw. in Baulücken fördert, nieder.  

 

Das primäre Problem wird in Zukunft aber nicht nur die Unterkunft, die Wohnung an sich 

sein, sondern die soziale Integration und Betreuung der Menschen, die Vermeidung sozial-

räumlicher Segregation, die Schaffung bzw. Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen. 

Hierzu ist ein sozial sensibles Belegungsmanagement, verbunden mit einer Mieterbetreuung, 

unabdingbar. Quartiersmanagement und eine entsprechende soziokulturelle Infrastruktur 

müssen dies ergänzen. 

 

III. Konjunkturelle Rahmenbedingungen 

 

Herausragende Bedeutung für das Wohnen hat auch die konjunkturelle Entwicklung. Bei 

steigenden Löhnen und sicheren Zukunftsperspektiven steigt die Nachfrage nach besser 

ausgestattetem und höherpreisigem Wohnraum. Umgekehrt sinkt die Nachfrage deutlich, 

wenn sich die Menschen unsicher fühlen und mit stagnierenden oder sogar sinkenden Ein-

kommen konfrontiert werden. 

 

In den letzten Jahren war eine deutliche Konsumzurückhaltung zu verzeichnen. In Konkur-

renz mit anderen Verwendungszwecken des Einkommens bedeutete dieser zurückhaltende 

Konsum tendenziell eine noch stärkere Begrenzung der Ausgaben für das Wohnen. Diese 

stagnierten nach der letzten Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bun-

desamtes im Vergleich der Jahre 1998 und 2003 bei 31,5 %.  

 

Allerdings gab es deutliche Verschiebungen bei den Anteilen am Ausgabeposten „Wohnen“. 

Während die Wohnungsmieten von einem Anteil von 24,7 % auf 24,1 % am Gesamtbudget 

der Haushalte absanken, stieg der Anteil der Ausgaben für warme Betriebskosten von 4,8 % 

auf 5,9 %. Zwischenzeitlich dürfte dieser Anteil noch deutlich höher liegen. 
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Im Jahr 2006 stieg erstmals der private Konsum an. Trotz Mehrwertsteuererhöhung zu Be-

ginn des Jahres 2007 setzte sich diese Tendenz fort, d.h. der private Konsum trägt auch wei-

terhin nicht unwesentlich zur derzeit positiven Entwicklung der deutschen Wirtschaft bei. Be-

reits im Jahr 2006 ist die deutsche Wirtschaft kräftig gewachsen. Das Bruttoinlandsprodukt 

stieg um 3 % gegenüber dem Vorjahr. Preisbereinigt betrug die Veränderung 2,7 %. Das ist 

die stärkste wirtschaftliche Belebung seit dem Boomjahr 2000.  

 

In Thüringen verlief die wirtschaftliche Entwicklung nach Angaben des Thüringer Landesam-

tes für Statistik mit einem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2006 um nominal 

3,4 % (preisbereinigt 3,1 %) günstiger als in Deutschland insgesamt und lag damit geringfü-

gig über dem Zuwachs im Gebiet der neuen Bundesländer (ohne Berlin). Das Wirtschafts-

wachstum in den einzelnen Bundesländern reichte von 4 % in Sachsen bis 1,6 % im Saar-

land. Thüringen erzielte das dritthöchste Wirtschaftswachstum aller Bundesländer gemein-

sam mit Hamburg. 

 

Anders als in den Jahren 2004 und 2005 kamen die Wachstumsimpulse im Jahr 2006 so-

wohl aus dem Inland als auch aus dem Ausland. Die inländische Verwendung hat mit einem 

Plus von 1,7 %-Punkten einen weitaus größeren Beitrag zum Wachstum des Bruttoinlands-

produktes geleistet als der Außenbeitrag (0,7 %-Punkte). Vor allem stiegen die Bruttoanlage-

investitionen (+ 7,3 %). Aber auch die Bauinvestitionen sind nach einer jahrelangen Schwä-

cheperiode kräftig gestiegen (+ 3,6 %). Im Inland wurde jedoch nicht nur mehr investiert, 

sondern auch stärker konsumiert. Weiterhin ist der Außenhandel sehr dynamisch. 

 

In Thüringen verzeichneten fast alle Bereiche der Wirtschaft einen deutlichen Zuwachs der 

Bruttowertschöpfung. Im verarbeitenden Gewerbe gab es ein überdurchschnittliches Wirt-

schaftswachstum von 10,9 % - die größte Steigerung seit dem Jahr 2000. Auch das Bauge-

werbe verzeichnete erstmals seit dem Jahr 1994 einen Zuwachs (+ 4,9 %). Das Bruttoin-

landsprodukt in jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen, die sogenannte Wirtschaftsleistung, 

betrug im Jahr 2006 in Thüringen 45.800 Euro und erreichte damit 77,7 % des deutschen 

Durchschnitts in Höhe von 59.000 Euro. Es stieg gegenüber dem Vorjahr preisbereinigt um 

2,9 %. 

 

Die führenden deutschen Wirtschaftsinstitute gingen Ende des Jahres 2006 in ihrer Konjunk-

turprognose für das Jahr 2007 davon aus, dass das reale Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2007 

um 1,9 % steigen wird. In ihrem Frühjahrsgutachten, das am 19. April 2007 vorgelegt wurde, 

prognostizieren die fünf führenden Wirtschaftsforschungsinstitute für die Jahre 2007 und 

2008 ein deutlich höheres Wachstum von 2,4 %.  
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Der Aufschwung wird inzwischen vorwiegend von der Inlandsnachfrage getragen, insbeson-

dere von den Investitionen. Aufgrund des kräftigen Anstiegs der Beschäftigung steigen auch 

die Konsumausgaben. Das Frühjahrsgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass sich die Ar-

beitslosenquote durch einen Ausbau der Beschäftigung von 10,3 % im Jahr 2006 weiter auf 

etwa 8,7 % im Jahr 2007 sowie 8,0 % im Jahr 2008 verringern wird. Basis dieser Prognose 

ist die Einschätzung, dass das weltwirtschaftliche Klima günstig bleibt.  

 

Der internationale Währungsfonds geht in seinem vorgelegten Weltwirtschaftsausblick eben-

falls davon aus, dass die Weltwirtschaft auch 2007 trotz einer leichten Abschwächung weiter 

robust wächst. 

 

IV. Demografische Entwicklung 

 

Im November 2006 hat das Statistische Bundesamt die Ergebnisse der 11. Koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung vorgelegt. Dabei handelt es sich nicht um eine Prognose, 

welche die Zukunft bis zum Jahr 2050 vorhersagt, vielmehr wird gezeigt, wie sich die Bevöl-

kerungszahl und die Bevölkerungsstruktur unter bestimmten Annahmen entwickeln würden. 

Insgesamt werden 12 Varianten der zukünftigen Entwicklung betrachtet.  

 

Derzeit leben in Deutschland noch 82,4 Millionen Einwohner. Im Jahr 2050 werden es vor-

aussichtlich - je nach Prognosevariante - zwischen 69 und 74 Millionen sein. Dann wird die 

Bevölkerungszahl unter das Niveau des Jahres 1963 (annähernd 75 Millionen Einwohner) 

gesunken sein. 

 

Auch eine etwas höhere Kinderzahl je Frau oder eine noch schneller steigende Lebenser-

wartung könnten den Rückgang der Bevölkerung nicht verhindern. Das Geburtendefizit wird 

durch die Zuwanderungsüberschüsse aus dem Ausland nicht mehr kompensiert. Die niedri-

ge Geburtenhäufigkeit führt dazu, dass die Anzahl potenzieller Mütter immer kleiner wird.  

 

Die jetzt geborenen Mädchenjahrgänge sind bereits zahlenmäßig kleiner als die ihrer Mütter. 

Sind diese Mädchen einmal erwachsen und haben ebenfalls durchschnittlich weniger als 2,1 

Kinder, wird die künftige Kinderzahl weiter sinken, weil dann auch weniger potenzielle Mütter 

leben. Die Zahl der Sterbefälle wird trotz steigender Lebenserwartung zunehmen, weil die 

stark besetzten Jahrgänge in das hohe Alter hineinwachsen werden. 
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Bevölkerungsgewinne und Bevölkerungsverluste bis 2050 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik, 2006 

 

Nach einer aktuellen Schätzung des Statistischen Bundesamtes ist die Einwohnerzahl 

Deutschlands im Jahr 2006 erneut gesunken. Ende 2006 dürfte sie bei etwa 82,3 Millionen 

Menschen gelegen haben. Ein Jahr zuvor lebten 82,44 Millionen Menschen in Deutschland. 

Das Geburtendefizit lag bei ungefähr 150.000. Dem steht ein Wanderungsgewinn aus dem 

Ausland von nur 20.000 – 30.000 Menschen gegenüber. Im Jahr 2005 hatte der Wande-

rungsüberschuss noch etwa 79.000 Personen betragen. Die Wanderungen reichten somit 

2006 bei weitem nicht aus, um das Geburtendefizit zu kompensieren.  

 

Nach Angaben des Statistischen Landesamtes hatte Thüringen zum Stichtag 30. September 

2006  2,317 Millionen Einwohner. Damit verringerte sich die Bevölkerungszahl von Januar 

bis September um 17.200 Personen (0,7 %). Täglich verlor der Freistaat durchschnittlich 63 

Einwohner, 28 Männer und 35 Frauen (davon 17 Männer bzw. 21 Frauen durch Wande-

rungsverlust).  
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Problematisch ist nicht nur der Rückgang der Bevölkerung, sondern auch die starke Ver-

schiebung der Relationen zwischen Alt und Jung. Der Bevölkerung im Erwerbsalter werden 

künftig immer mehr Senioren gegenüberstehen. Im Jahr 2005 entfielen auf 100 Personen im 

Erwerbsalter 32 ältere. Im Jahr 2030 werden es ca. 50 sein, im Jahr 2050  60 – 64. Die ge-

burtenstarken Jahrgänge wechseln ab dem Jahr 2020 allmählich in das Seniorenalter. Die 

nachfolgenden Generationen sind aufgrund der niedrigen Geburtenraten zahlenmäßig deut-

lich schwächer besetzt. 

 

Der hohe Stellenwert, der der demografischen Entwicklung zukommt, wird auch im 1. Thü-

ringer Demografiebericht, der im Juni 2006 vom Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr 

vorgelegt wurde, deutlich. Dieser Bericht stellt eine erste Bestandsaufnahme dar und zeigt 

die wesentlichen Handlungsfelder auf, die in den nächsten Jahren und Jahrzehnten gestaltet 

werden müssen. Die Folgen der Bevölkerungsentwicklung betreffen insbesondere die sozia-

len Sicherungssysteme, Schulen und Hochschulen, die Siedlungsstruktur, Handel und Im-

mobilienwirtschaft sowie öffentliche und private Investitionen. Es wird erwartet, dass die Be-

völkerung des Freistaates im Jahr 2020 im Vergleich zum Jahr 2004  10 % geringer sein 

wird. 

Bevölkerungsentwicklung in Thüringen nach Altersgruppen
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Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik, Demographiebericht Thüringen 2006 



 10 

Die ältere Generation wird künftig eine immer wichtigere Rolle spielen, zum einen weil sie ein 

erhebliches Nachfragepotenzial vereint, zum anderen weil sie sich von früheren Generatio-

nen älterer Menschen deutlich unterscheidet. Viele ältere Menschen bleiben länger aktiv bei 

guter Gesundheit, ist doch die Gesundheitsvor- und -fürsorge in Deutschland nach wie vor 

sehr gut. Diese jungen Alten erwarten mehr vom Leben als ein kleines Zimmer in einem Se-

niorenheim. Für sie wird zunächst die Anpassung der bisherigen Wohnungen an die Bedürf-

nisse im Alter und das Verbleiben im angestammten Quartier gemeinsam mit den langjähri-

gen Nachbarn wichtig sein.  

 

Um Verbesserungen des Lebensstandards zu erreichen, werden aber auch Umzüge ins Au-

ge gefasst werden, insbesondere in die seit wenigen Jahren sich rasant entwickelnden Seni-

orenresidenzen. Voraussetzung dafür ist ein entsprechendes Einkommen. Die weit ausei-

nandergehende Schere zwischen arm und reich wird auch die künftigen Alten in diejenigen, 

die sich Seniorenresidenzen leisten können und wollen, und diejenigen, die mit einer Min-

destversorgung leben müssen, teilen. Auch diese haben Anspruch auf angemessenen 

Wohnraum. 

 

Nicht allein die Entwicklung der Bevölkerung und deren Struktur haben Einfluss auf die 

Wohnungsnachfrage, sondern primär die Anzahl der Haushalte. Die Entwicklung der Haus-

halte in Deutschland wird seit langem von einer kontinuierlichen Verkleinerung der Haus-

haltsgröße bestimmt. Im Jahre 2005 lebten durchschnittlich 2,11 Personen in einem Haus-

halt (1991: 2,27 Personen). Ursache für die deutliche Zunahme der kleineren Haushalte ist 

insbesondere die Alterung der Bevölkerung. Aber auch veränderte Lebensformen und Fami-

lienstrukturen schlagen sich nieder. 

 

Obwohl die Einwohnerzahl in Ostdeutschland zwischen 1991 und 2005 stetig gesunken ist, 

nahm die Zahl der Privathaushalte im gleichen Zeitraum um etwa 7,8 % zu. Im Vergleich mit 

Westdeutschland ist in Ostdeutschland der Anteil der Ein- und Zweipersonenhaushalte an 

allen Haushalten deutlich schneller gestiegen. Dies führte dazu, dass die durchschnittliche 

Personenzahl je Haushalt zwischen 1991 und 2005 von 2,31 Personen auf nur noch 1,98 

Personen sank.  

 

Die Haushaltsentwicklung wird auch zukünftig durch eine weitere Verkleinerung der Haushal-

te geprägt sein. In den nächsten Jahren wird in den neuen Bundesländern aber mit einem 

Rückgang der Haushaltszahlen zu rechnen sein, da der Bevölkerungsrückgang nicht weiter 

durch die zunehmende Verkleinerung der Haushalte kompensiert wird. 



 11 

 

V. Tief greifender Strukturwandel 

 

Der demografische Wandel und die tief greifenden strukturellen Veränderungen, die durch 

erhebliche Bevölkerungswanderungen in die alten Länder, einen dramatischen Rückgang 

der Geburtenzahlen sowie Suburbanisierungstendenzen gekennzeichnet waren und sind, 

haben erhebliche Auswirkungen auf die Städte und Gemeinden des Freistaates Thüringen 

gehabt und werden sie auch künftig haben. Der 1. Thüringer Demografiebericht weist des-

halb dem Thema „Stadtumbau“ weiterhin eine hohe Priorität zu. Der Stadtumbau ist für die 

Zukunft der Thüringer Städte und Gemeinden zwingend erforderlich. 

 

Seit dem Jahr 2002 liegt der Schwerpunkt der Städtebauförderung bei Stadtumbaumaßnah-

men im Rahmen des Stadtumbaus Ost. Dieses Stadtumbauprogramm wurde von der Bun-

desregierung aus der Taufe gehoben. Es umfasst im Wesentlichen die Programmbereiche 

Rückbau und Aufwertung sowie in den ersten Jahren des Programms auch eine Förderung 

der Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Altbauquartieren. Den Auftakt für das Stadt-

umbauprogramm bildete ein Wettbewerb für Stadtentwicklungskonzepte im Jahr 2002.  

 

In den Programmjahren 2002 und 2003 standen im Freistaat Thüringen für den Rückbau und 

für Aufwertungsmaßnahmen jeweils 24 Mio. Euro von Bund und Freistaat zur Verfügung. 

Hinzu gerechnet werden muss noch ein kommunaler Eigenanteil für Aufwertungsmaßnah-

men. In den Programmjahren 2004 und 2005 standen 21,8 bzw. 21,6 Mio. Euro zur Verfü-

gung. Im Jahr 2006 belaufen sich die Mittel auf 14,1 Mio. Euro für den Rückbau sowie die 

gleiche Summe für Aufwertungsmaßnahmen.  

 

Im Vergleich mit den anderen neuen Bundesländern verlief der Start des Stadtumbaupro-

gramms im Freistaat Thüringen relativ problemlos, da der Freistaat selbst bereits im Jahr 

2001 - deutlich vor dem Bund - einen Paradigmenwechsel in seiner Förderung eingeleitet 

hatte. Aufgelegt wurde das Wohnungsmarkt-Stabilisierungsprogramm, das den Rückbau von 

Wohnungen und die Wiederherstellung des Grund und Bodens mit Zuschüssen förderte. 

Dieses Programm, angelegt für den Doppelhaushalt 2001/2002, wurde im Jahr 2002 in das 

Stadtumbauprogramm übergeleitet. 

 

Bis zum Jahr 2001, dem Start des Wohnungsmarkt-Stabilisierungsprogramms im Freistaat 

Thüringen, stieg die Anzahl der leer stehenden bewirtschafteten Wohnungen in den Mit-

gliedsunternehmen des vtw. auf rund 54.500 Wohnungen. Die Leerstandsquote erreichte 

15,8 %.  



 12 

Leerstand bewirtschafteter Wohnungen im Verbandsgebiet des 
vtw.
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Quelle: Jahresstatistik des GdW und der Regionalverbände 1994 - 2006 

 

Für leer stehende Wohnungen werden keine Mieten gezahlt. Aufwendungen für die Ver-

kehrssicherung und die Grundkosten aus den Betriebskosten fallen aber an, sodass die Un-

ternehmen nicht nur Mindereinnahmen zu verbuchen hatten, sondern Ausgaben, denen kei-

ne Einnahmen gegenüber standen. Die verbliebenen Mieter selbst fühlten sich zunehmend 

in den besonders betroffenen Quartieren nicht mehr wohl. Es begann eine Abwanderung in 

andere Quartiere.  

 

Im Jahr 2002 konnte erstmals der Anstieg des Leerstandes gestoppt werden. In den Folge-

jahren ist es den Wohnungsunternehmen gelungen, den Leerstand deutlich zu reduzieren. 

Ende des Jahres 2006 betrug dieser rund 35.600 bewirtschaftete Wohnungen. Möglich wur-

de dies insbesondere durch eine ganze Reihe realisierter Rückbaumaßnahmen. 

 

Es ist keine populistische Behauptung, dass die Wohnungsunternehmen die Hauptlast des 

Stadtumbaus tragen. Aktuelle Zahlen des Thüringer Landesamtes für Statistik untermauern 

dies. So wurde im Jahr 2005 dem Statistischen Landesamt des Freistaates Thüringen der 

Abgang von 8.895 Wohnungen gemeldet. 91 % davon entfallen auf Unternehmen, d.h. 8.094 

Wohnungen. Darunter sind 7.919 Wohnungen, die durch Wohnungsunternehmen im Jahr 

2005 vom Markt genommen wurden. Die Wohnungsunternehmen haben somit einen Anteil 

an den gesamten Abgängen, d.h. in der Regel dem Abriss, von 89 %. 
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Abgang von Wohnungen im Jahr 2005 im Freistaat Thüringen
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Quelle: Thüringer Landesamt für Statistik, Statistisches Jahrbuch 2006 

 

Interessant ist auch, auf welche Baualter die erfolgten Abgänge entfallen. Mehrheitlich han-

delt es sich um Wohnungen in Gebäuden der Baujahre 1971 bis 1980 (32 %) sowie in Ge-

bäuden, die nach 1980 erbaut wurden (46 %). Lediglich 7 % entfallen auf die Baujahre 1949 

bis 1970 sowie 15 % auf die Baujahre bis 1948. 

Abgang von Wohnungen in 2005 in Thüringen nach Baualter
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Nach wie vor spielen die Wohnungsunternehmen, die Genossenschaften und kommunalen 

Gesellschaften, eine entscheidende Rolle bei der Umsetzung des Stadtumbauprogramms. 

Diese Rolle beschränkt sich nicht auf die Reduzierung des Wohnraums durch Rückbau, 

sondern umfasst auch die aktive Teilnahme an der Aufwertung städtischer Quartiere.  

 

Wohnungsunternehmen sind geborene Protagonisten des Stadtumbaus. Sie waren und sind 

in besonderem Maße vom strukturellen Wandel betroffen. Bereits ab Ende der 90er Jahre 

erhoben sie ihre Stimme und machten darauf aufmerksam, welche verheerenden Auswir-

kungen die hohe Abwanderung dorthin, wo es Arbeitsplätze gibt, nach sich zieht. Sie haben 

maßgeblichen Anteil daran, dass das Stadtumbauprogramm aus der Taufe gehoben wurde. 

 

Nach einem guten Start des Stadtumbauprogramms im Jahr 2002 konnten insbesondere in 

den Jahren 2003 und 2004 nicht alle geplanten Rückbauten durch die Wohnungsunterneh-

men realisiert werden. Zum einen wurden die Verwaltungsvereinbarungen für die Städtebau-

förderung, die Voraussetzung für die Erteilung von Bewilligungsbescheiden sind, relativ spät 

unterschrieben, zum anderen standen nicht ausreichend Kassenmittel zur Verfügung. An-

ders gestaltete sich die Entwicklung im Jahr 2005. In diesem Jahr wurden von den Mitglieds-

unternehmen des vtw. insgesamt 7.800 Wohnungen rückgebaut. 

Durch Mitgliedsunternehmen des vtw. realisierte und geplante 
Rückbauten
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In der Summe haben Thüringer Wohnungsunternehmen im Zeitraum 2002 bis 2006 rund 

26.350 Wohnungen vom Markt genommen. Ohne diese Rückbauten würde die Leerstands-

quote der bewirtschafteten Wohnungen inzwischen rund 25 % betragen, d.h. jede vierte 

Wohnung stünde leer. Die reale Leerstandsquote lag im Dezember 2006 bei 11,7 %. 

Reale und theoretische Leerstandsentwicklung in den 
Wohnungsunternehmen im vtw.
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Quelle: Jahresstatistiken des GdW und der Regionalverbände 2000 - 2006 

 

In untrennbarem Zusammenhang mit dem Stadtumbau steht die Wohnraumförderung des 

Freistaates Thüringen. Stadtumbau kann nur als eine Einheit von Rückbau, Aufwertung, Mo-

dernisierung und partiellem Neubau erfolgreich sein. Die Nachfrage nach den Wohnraumför-

derprogrammen, der Förderung der Modernisierung sowie dem Innenstadtstabilisierungs-

programm übersteigt regelmäßig den vorhandenen finanziellen Rahmen.  

 

Durch die Föderalismusreform fällt die Zuständigkeit für die Wohnraumförderung ab 01. Ja-

nuar 2007 vollständig in die Kompetenz der Bundesländer. Den Ländern stehen ab dem 01. 

Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2019 für den durch die Abschaffung der Gemeinschafts-

aufgabe der sozialen Wohnraumförderung bedingten Wegfall der Finanzierungsanteile des 

Bundes jährlich Beträge aus dem Haushalt des Bundes zu. Bis einschließlich 2013 sind die 

Beträge festgelegt, und zwar für den Freistaat Thüringen 29,1 Mio. Euro pro Jahr. Für die 

Jahre 2014 bis 2019 erfolgt die Festlegung nach einer neuerlichen Bewertung zu einem spä-

teren Zeitpunkt. 

 

Die Verlagerung der Zuständigkeiten im Bereich der Wohnraumförderung vom Bund auf die 

Länder ist eine historische Chance. Förderinhalte und Regulierungen sind mit dem Ziel zu 

überprüfen, die städtebauliche und soziale Entwicklung von Quartieren in den Fokus der 
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Wohnraumförderung zu stellen und die dazu erforderlichen unternehmerischen Tätigkeiten 

von unnötigen Hemmnissen zu befreien. Der vtw. hat in einem Positionspapier, das dem 

Ministerpräsidenten und dem zuständigen Ministerium zugeleitet wurde, Vorschläge für die 

künftige Ausgestaltung der Wohnraumförderung unterbreitet.  

 

Eine langfristig gesicherte und finanziell ausreichende Ausgestaltung der Förderprogramme 

ist eine wesentliche Forderung. Die Abhängigkeit der Wohnraumförderung von haushaltspoli-

tischen Entscheidungen hat in den letzten Jahren zu erheblichen Verwerfungen und Verzö-

gerungen in der Umsetzung geführt. Die Schaffung eines eigenen Wohnungsbauvermögens 

des Freistaates Thüringen, basierend auf den Finanzierungsbeiträgen des Bundes im Rah-

men der Föderalismusreform sowie den Rückflüssen aus den Förderprogrammen, würde die 

entsprechende verlässliche Basis einer künftigen Förderung bilden. Dadurch ergäbe sich für 

alle Beteiligten die notwendige Planungssicherheit. 

 

Um die Erfahrungen, die im Rahmen des Stadtumbaus in den Kommunen und von den 

Wohnungsunternehmen gesammelt werden, systematisch zu erfassen und zu analysieren, 

wurde im Freistaat Thüringen Ende 2002 die Begleitforschung zum Stadtumbau ins Leben 

gerufen. Das gemeinsam mit den Kommunen und der Begleitforschung erarbeitete Monito-

ringkonzept liefert das methodische und inhaltliche Gerüst nicht nur zur Erfassung der Er-

gebnisse des Stadtumbaus, sondern auch dafür, Lösungen zu städtebaulichen und Woh-

nungsbaufragen zu erarbeiten. Auch der Bund hat nunmehr Ende vorigen Jahres eine Ex-

pertenkommission zur Evaluierung des Stadtumbauprogramms ins Leben gerufen, in der 

Vertreter von Bund, Ländern, Kommunen und Verbänden zu finden sind. Diese soll das Pro-

gramm in seiner bisherigen Wirkung analysieren und optimieren sowie Handlungsempfeh-

lungen für die Fortführung des Programms nach 2009 geben. 

 

Erste Monitoringergebnisse belegen, dass allein aus dem Programm „Stadtumbau Ost“ der 

Stadtumbau als Daueraufgabe eines grundlegenden städtebaulichen Strukturwandels der 

Städte nicht finanziert werden kann. Auch die technische Infrastruktur muss hinsichtlich der 

Netzanpassung der leitungsgebundenen Ver- und Entsorgungssysteme überprüft und ange-

passt werden. Immer deutlicher wird, dass nicht nur die Beseitigung des Wohnungsleerstan-

des, sondern auch die Strukturanpassung der Anlagen und Einrichtungen der technischen 

und sozialen Infrastruktur an den sinkenden Bedarf eine Aufgabe von erheblicher wirtschaft-

licher Dimension ist, die eine intensive Mitwirkung aller betroffenen Fachressorts erfordert. 

Dieser ressortübergreifende Ansatz wird vehement von der Wohnungswirtschaft auf Bundes- 

und Landesebene gefordert. Der Stadtumbau ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, kei-

ne ausschließliche Aufgabe der Kommunen und der Wohnungsunternehmen.  
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Das Stadtumbauprogramm selbst ist bis zum Jahr 2009 befristet, d.h. nur für diesen Zeit-

raum gibt es bisher einen Planungsrahmen für die finanzielle Ausgestaltung des Stadtum-

baus. Die aktuelle Entwicklung zeigt aber, dass dieser Zeitrahmen zu kurz gefasst ist. Zwi-

schenzeitlich wurde auch ein „Stadtumbauprogramm West“ für besonders vom strukturellen 

Wandel betroffene Kommunen aufgelegt. In Anbetracht der aktuellen Entwicklung muss die 

Förderung des Stadtumbaus in Ost und West über das Jahr 2009 hinaus fortgesetzt werden.  

 

Voraussetzung für eine aktive Teilnahme der Wohnungsunternehmen am Stadtumbau sind 

verlässliche Rahmenbedingungen, die gleichzeitig auch ein gewisses Maß an Flexibilität bie-

ten, um auf kurzfristige Veränderungen in der Entwicklung reagieren zu können. Dies betrifft 

u. a. den Zeithorizont für die zusätzliche Teilentlastung bei Rückbau, der starr befristet ist, 

obwohl sich gezeigt hat, dass gerade auf die Rückbauplanung vielfältige äußere Einflussfak-

toren einwirken, die eine Veränderung der Planung nach sich ziehen. 

 

VI. Wirtschaftliche Lage der Wohnungsunternehmen 

 

Das Hauptgeschäftsfeld, nicht nur der Thüringer Wohnungsunternehmen, ist die Vermietung 

von Immobilien, insbesondere von Wohnraum. Haupteinnahmequelle sind die Mieten. Die 

Nettokaltmiete der vermieteten Wohnungen erhöhte sich im von Dezember 2005 bis Dezem-

ber 2006 um 1,7 % von 4,14 EUR/m² auf 4,21 EUR/m² monatlich. Im Jahr davor, d.h. im Ver-

gleich der Monate Dezember des Jahres 2004 mit dem Jahr 2005, betrug der Anstieg 1,2 %. 

Damit liegen die Mietpreissteigerungen unter dem Anstieg der allgemeinen Lebenshaltungs-

kosten.  

 

Im Vergleich mit den von den Maklerverbänden genannten Mietpreisen sind die durchschnitt-

lichen Mieten im Verbandsgebiet moderat. Die Mietpreise einzelner Wohnungen können na-

türlich erheblich vom Durchschnitt – sowohl nach unten als auch nach oben – abweichen. 

Die Unternehmen sind in jedem Fall bestrebt, die Mieten sozialverträglich zu gestalten. Da-

von zeugt auch die große Nachfrage nach Fördermitteln für die Wohnraummodernisierung. 

Diese kommen durch niedrigere Mietsteigerungen nach Modernisierung unmittelbar den Mie-

tern zu Gute. Auf der anderen Seite müssen die Mieten angemessen sein, um die Existenz 

der Unternehmen und deren weiteres Engagement für die Mieter zu gewährleisten. 

 

Von großer Bedeutung für die Mieter sind auch die Vorauszahlungen für kalte Betriebskosten 

und Heizkosten, die nach Ablauf eines Jahres entsprechend der tatsächlichen Aufwendun-

gen durch die Unternehmen abgerechnet werden. Im Wesentlichen handelt es sich hierbei 

zwar um einen durchlaufenden Posten, nichtsdestotrotz wird die Höhe der einzelnen Be-
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triebskosten und auch deren Summe intensiv von den Wohnungsunternehmen beobachtet. 

Für sie gilt das Wirtschaftlichkeitsgebot, d.h. den Aufwand für Betriebskosten so weit wie 

möglich zu reduzieren.  

 

Direkten Einfluss haben die Unternehmen allerdings nur auf einige wenige Betriebskostenar-

ten, wie z.B. Gartenpflege, Winterdienst oder auch Gebäudereinigung. Die Kosten für Was-

serversorgung und Abwasserentsorgung sowie die Müllgebühren werden maßgeblich durch 

die Gebührensatzungen der Städte und Gemeinden bzw. Landkreise bestimmt. Hier wurde 

in den letzten Jahren massiv an der Kostenschraube gedreht. Auch die Heizkosten haben 

sich deutlich verteuert, stiegen doch die Preise für Erdgas, Heizöl und andere Energieträger 

insbesondere Ende des Jahres 2005 und im Jahr 2006 um zweistellige Prozentbeträge. 

 

Durch Verhandlungen mit den Energielieferanten bzw. den Stadtwerken in Bezug auf die 

Energielieferungen insbesondere die Fernwärmelieferung, die Reduzierung der Anschluss-

werte auf Mindestgrößen versuchen die Unternehmen, den Heizkostensteigerungen entge-

genzuwirken. Wichtiger allerdings war und ist die energetische Sanierung der Gebäude. Ein 

großer Teil der bisher getätigten Investitionen ist in die Wärmedämmung, neue Wärme isolie-

rende Verglasungen, die Dämmungen von Dächern und Kellern, den Einbau neuer Heizkes-

sel und innovativer Heiztechnik geflossen. Ohne die vielfältigen Aktivitäten der Unternehmen 

müssten viele Mieter für ihre Heizkosten heute deutlich tiefer in die Tasche greifen. 

 

Im Dezember des Jahres 2006 betrugen die durchschnittlichen Vorauszahlungen für kalte 

Betriebskosten in den Mitgliedsunternehmen des vtw. 0,96 EUR/m². Die Vorauszahlungen 

für warme Betriebskosten betrugen 0,95 EUR/m², sodass festgestellt werden kann, dass die 

Vorauszahlungen für kalte Betriebskosten im Schnitt um 3,2 %, die Vorauszahlungen für 

Heizkosten um 8,0 % im Vergleich des Dezembers 2006 mit dem Dezember 2005 gestiegen 

sind.  

 

Der Anteil der Vorauszahlungen für kalte Betriebskosten sowie Heizkosten beträgt im Durch-

schnitt der vermieteten Wohnungen 30 %. Allerdings ist dies ein rein theoretischer Wert, da 

nicht für alle Wohnungen auch Vorauszahlungen für Heizkosten erhoben werden, zum einen 

weil Mieter direkt mit dem Energieversorger abrechnen, zum anderen weil die entsprechen-

den Bestände über Wärmecontracting versorgt werden. Auch variieren die absoluten Werte 

der Vorauszahlungen für kalte Betriebskosten von 0,50 EUR/m² bis hin zu 1,50 EUR/m² in 

Abhängigkeit von den anfallenden Betriebskostenarten. Nicht jede Liegenschaft verfügt über 

einen Fahrstuhl. Auch sind die Aufwendungen für Gartenpflege in Abhängigkeit von der Grö-

ße und Gestaltung der Grundstücke recht unterschiedlich. 
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Die Zahlen des Mieterbundes für einen Betriebskostenspiegel für Thüringen müssen vor die-

sem Hintergrund sehr differenziert betrachtet werden, entsteht doch der Eindruck, dass ein 

Vergleich von Betriebskostenpositionen problemlos möglich ist. Entscheidend ist aber immer 

das konkrete Objekt, seine Größe, Lage, das Baualter und die Ausstattung sowie die verein-

barten Betriebskostenarten.  

 

Einer der Haupteinflussfaktoren auf die Höhe der Betriebskosten war und wird auch immer 

das Verbrauchsverhalten der Mieter bleiben. Ein großer Teil der Betriebskosten entfällt auf 

verbrauchsabhängige Betriebskostenarten wie die Kosten für die Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung sowie die Abfallentsorgung. Auch wird man niemals die Heizkosten 

z.B. in Erfurt mit denen in Neuhaus am Rennsteig vergleichen können. Zu unterschiedlich 

verlaufen die Winter in beiden Städten. Neuhaus ist relativ schneesicher, was man von Erfurt 

nicht behaupten kann. 

 

In unmittelbarem Zusammenhang mit der Entwicklung der Leerstandsquote, deren Reduzie-

rung bzw. dem Anstieg der Vermietungsquote stehen die Erlösschmälerungen sowie die Um-

lagenausfälle. Im Jahr 2003 summierten sich die Erlösschmälerungen der Miete der bewirt-

schafteten Wohnungen auf 120 Mio. Euro. Allein 113 Mio. Euro waren durch Leerstand ver-

ursacht. Des Weiteren verzeichneten die Unternehmen Umlagenausfälle wegen Leerstand, 

d.h. Betriebskosten der leer stehenden Wohnungen, die von den Unternehmen getragen 

werden müssen, von rund 24 Mio. Euro. Im Jahr 2006 betrugen die Erlösschmälerungen 

insgesamt 84,2 Mio. Euro, darunter 80 Mio. Euro durch Leerstand verursacht. Die Umlagen-

ausfälle summierten sich auf rund 22 Mio. Euro.  

Mietausfälle in den Mitgliedsunternehmen des vtw.
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 20 

Eine positive Entwicklung war in den letzten Jahren auch in Bezug auf eine ganze Reihe 

anderer betriebswirtschaftlicher Kennzahlen zu verzeichnen. Eine wichtige Kennzahl ist das 

EBITDA (Earnings Before Interest, Taxes, Depreciation and Amortisation), d.h. das Ergebnis 

vor Steuern, Zinsen und Abschreibung. Das EBITDA je Quadratmeter Fläche sowie das 

durchschnittliche Betriebsergebnis vor Instandhaltung und außerplanmäßiger Abschreibung 

sind deutlich angestiegen. Dies zeugt von positiven Tendenzen in der Entwicklung der wirt-

schaftlichen Situation einer ganzen Reihe von Unternehmen. Immerhin konnten im Durch-

schnitt der Wohnungsgenossenschaften ein EBITDA von 31,03 EUR/m², im Durchschnitt der 

Gesellschaften von 33,93 EUR/m² erreicht werden. 

EBITDA zur Wohn-/Nutzfläche
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Positive Tendenzen sind ebenfalls in Bezug auf die Entwicklung der Zinsquote sowohl im 

Mittel der Genossenschaften als auch im Mittel der Gesellschaften zu verzeichnen. Hier ha-

ben sich offensichtlich zum einen das günstige Zinsniveau, das nach Umschuldungen zum 

Tragen kam, sowie zum anderen auch eine Reduzierung der Objektverschuldung niederge-

schlagen. Auch erfolgten teilweise erhebliche Tilgungen durch die zusätzliche Teilentlastung 

nach § 6 a AHG im Zuge des Rückbaus von Wohnraum.  

 

Im Durchschnitt der Genossenschaften konnte die Zinsquote erstmals unter die Marke von 

30 % auf 29,6 % gesenkt werden. Im Durchschnitt der Gesellschaften wurde ein Wert von 

31,8 % erreicht. In Bezug auf die Kapitaldienstquote waren geringfügige Steigerungen fest-

zustellen. Sie betrug im Mittel der Genossenschaften 51,1 %, im Mittel der Gesellschaften 

52,8 %. 
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Diese Zahlen deuten darauf hin, dass die Unternehmen zunehmend bestrebt sind, Schulden 

abzutragen. Teilweise wurden bei Umschuldungen die niedrigen Zinssätze dafür genutzt, die 

Tilgungssätze analog zu erhöhen und damit gleich bleibende Annuitäten zu erreichen. Nied-

rigere Annuitäten durch die niedrigeren Zinssätze hätten zur Folge, dass sich die Laufzeit der 

Darlehen verlängern würde. 

Entwicklung der Zinsquote (Ist-Miete)
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Quelle: Betriebsvergleich des vtw. 31.12.2002 - 2005 

 

Auch die Entwicklung des dynamischen Verschuldungsgrades der Unternehmen stellt sich in 

den vergangenen Jahren positiv dar. Die überwiegende Mehrheit der Genossenschaften und 

Gesellschaften wies Ende 2005 einen Cash Flow aus, der es ihnen ermöglicht, innerhalb 

eines Zeitraumes von 35 Jahren die bestehenden Verbindlichkeiten zu tilgen. Dieser Zeit-

raum stellt vielfach die Restnutzungsdauer der Gebäude dar.  

 

In den letzten Jahren hat die Bedeutung betriebswirtschaftlicher Kennzahlen deutlich zuge-

nommen. Sie sind ein wichtiger Bestandteil des Ratings der Unternehmen durch die Banken. 

Im Zuge der Umsetzung von Basel II sind die Banken verpflichtet, ihre Engagements dem 

Risiko entsprechend zu bewerten. Dies führt dazu, dass die Banken unter aktuellen Ge-

sichtspunkten, wie der Marktentwicklung, der Entwicklung der Mieten, deren Höhe und Auf-

kommen sowohl die Unternehmen als auch deren Darlehen noch genauer analysieren und 

bewerten. In diese Bewertung fließen zum einen die objektbezogenen Kennziffern zum an-

deren auch unternehmensbezogene Kennziffern, wie die Bewertung des Managements, das 

Risikomanagement sowie die Portfoliosteuerung, mit ein. Für die Wohnungsunternehmen ist 

es von existenzieller Bedeutung, offensiv mit dieser Problematik umzugehen und die ent-

sprechenden Daten in hoher Qualität und zeitnah zur Verfügung zu stellen. 
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VII. Die Zukunft des Wohnens 

 

Die Welt ist im Umbruch. Gewohnte, fest gefügte Lebensformen in einer Familie, an einem 

Ort, ein Leben lang bei einer Firma arbeitend, sind in Zeiten der Globalisierung der Arbeits- 

und Lebenswelt zunehmend die Ausnahme. Die fortschreitende Globalisierung führt zu einer 

Flexibilisierung in vielen Lebensbereichen. In den letzten Jahrzehnten hat sich im Zusam-

menleben und Arbeiten der Menschen in Deutschland bereits vieles verändert.  

 

Begleitet wird diese Entwicklung von einer Ausdifferenzierung der Bevölkerung nach Wert-

haltung und Lebensstil, eine Vielzahl von Milieus unterschiedlicher Prägung, Lebensvorstel-

lung, mit unterschiedlichen Nachfragewünschen. Es ist eine deutliche Auffächerung individu-

eller Lebensstile zu verzeichnen. Dies bietet die Chance, Zielgruppen spezifische Angebote 

zu unterbreiten. Da der Veränderbarkeit der Wohnungen Grenzen gesetzt sind, werden 

wohnbegleitende Zusatzdienstleistungen an Bedeutung gewinnen. 

Subjektive Defizite in Hinblick auf die Lebensbedingungen
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Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, Berichte 24,  LebensRäume, 2006 

 

An erster Stelle stehen in dieser bewegten Zeit existenzielle Fragen, wie Ausbildungsplätze 

und Arbeit sowie Verdienst. Schutz vor Kriminalität, d.h. Fragen der Sicherheit, und Freizeit-

möglichkeiten für Jugendliche folgen unmittelbar in der Bedeutung. 
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Der zunehmende Anteil älterer Menschen erfordert eine stärkere Berücksichtigung dieser 

Altersgruppe in der Sanierungs-, Modernisierungs- und Neubauplanung. Dabei geht es ne-

ben der Bereitstellung spezifischer Wohnangebote (z.B. Altenwohnungen, betreutes Woh-

nen, kleine Pflegeeinheiten im Quartier) vor allem um die Weiterentwicklung des vorhande-

nen Wohnungsbestandes durch systematische und individuelle Anpassungen der Wohnun-

gen und des Wohnumfeldes an die Bedürfnisse älterer Mieter. Dies sollte aber nicht zur Bil-

dung reiner Altenquartiere führen. Vielmehr müssen auch die Bedürfnisse jüngerer Men-

schen und die soziale Integration unterschiedlicher Mietergruppen berücksichtigt werden. Die 

Bedürfnisse der Menschen werden auch daran deutlich, wo sie die größten Defizite im Hin-

blick auf ihre Lebensbedingungen am Wohnort sehen. 

 

Die Generationen wohnen mehr miteinander. Räume für das Zusammenleben, wie Innenhö-

fe mit Sitzgruppen oder andere zentrale Treffpunkte, gewinnen an Bedeutung. Die Gemein-

schaft gibt ein Gefühl von Sicherheit und Betreuung. Für junge Familien sind eine kinder-

freundliche Gestaltung des Umfeldes sowie entsprechende Dienstleistungsangebote wichtig. 

 

Mit dem gesellschaftspolitischen Wandel, mit der Globalisierung geht auch eine weitere Ausdif-

ferenzierung zwischen den einzelnen Bevölkerungsschichten einher. Erstmals in der Ge-

schichte der Bundesrepublik sind im Jahr 2005 die Arbeitnehmerentgelte sogar nominal ge-

sunken. Die anteiligen Ausgaben für das Wohnen stagnieren. Die relative Armut wächst. Leb-

ten 1999 noch 10,4 % der Bevölkerung in Armut, so waren es 2003 bereits 14 % (neue Län-

der: 18,8 %). Im Juli 2006 erhielten rund 3,9 Millionen Haushalte Arbeitslosengeld II. Dies sind 

fast 300.000 Bedarfsgemeinschaften mehr als im Vorjahr. In den alten Ländern sind 8 % der 

erwerbsfähigen Bevölkerung auf Arbeitslosengeld II angewiesen, in den neuen Ländern 16,6 

%. Die Einkommensentwicklung führt tendenziell zu einer schwächeren Nachfrage nach 

Wohneigentum und größeren Wohnflächen. 

 

Eine wesentliche Zielstellung der im vtw. zusammengeschlossenen Mitgliedsunternehmen ist 

die Vermietung von Wohnraum zu bezahlbaren Preisen. Unter dem Motto „gut und sicher 

wohnen“ steht die Wohnungswirtschaft im Spannungsfeld, die Wohnungen zukunftssicher 

und kostengünstig bei einer entsprechenden Marktakzeptanz zu gestalten. Dabei muss auch 

die Wirtschaftlichkeit Beachtung finden und eine möglichst hohe Energieeffizienz sicherge-

stellt werden. Mit dem Anspruch der im GdW organisierten Wohnungswirtschaft „Sichere und 

effiziente Energieversorgung zu tragbaren Kosten“ werden Maßnahmen geprüft, wie trotz der 

bereits erreichten Energieeinsparungen die Effizienz des Energieeinsatzes weiter verbessert 

werden kann, damit die Wohnungen auch in der Zukunft noch sicher und zu tragbaren Kos-

ten beheizt werden können. 
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Unter Berücksichtigung der Zielstellungen in Deutschland kann durch sinnvolle Anwendung 

von erneuerbaren Energien bei der Bestandssanierung ein wichtiger Beitrag zum Energiemix 

geleistet werden. Dabei können Lösungen zur dezentralen Energieversorgung ein wirksamer 

Beitrag zur Begrenzung von Mietnebenkosten sein. Zu dem stärken zukunftssichere Lösun-

gen die Nachhaltigkeit von Wohnstandorten und die Stellung der Wohnungsunternehmen 

gegenüber den Energieversorgern auf dem Markt. 

 

VIII. Forderungen der unternehmerischen Wohnungswir tschaft 

 

1. Der Stadtumbau muss als übergreifende Gemeinschaftsaufgabe weitergeführt werden! 

Die künftige demografische Entwicklung stellt Bund, Länder und Kommunen vor große Her-

ausforderungen. Eine Weiterführung des Stadtumbaus über das Jahr 2009 hinaus ist unbe-

dingt erforderlich. Es müssen verlässliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, um diese 

ressortübergreifende Aufgabe mittel- und langfristig erfolgreich weiter führen zu können. Eine 

dauerhafte Lösung zur Entlastung der Unternehmen, die sich aktiv am Stadtumbau beteiligen, 

ist erforderlich. 

 

2. Die Föderalismusreform muss genutzt werden, um die Planungssicherheit für die Woh-

nungsunternehmen zu erhöhen und einen verlässlichen Rahmen für die Wohnraumförderung 

zu schaffen!  

Der Schwerpunkt sollte hierbei auch künftig auf der Förderung der Modernisierung, als un-

verzichtbaren Bestandteil eines erfolgreichen Stadtumbaus sowie auf dem Innenstadtstabili-

sierungsprogramm liegen. Wichtig ist eine Vernetzung der verschiedenen Förderprogramme 

der Wohnraum- und der Städtebauförderung. 

 

3. Ein erfolgreicher Stadtumbau erfordert sowohl Flexibilität als auch verlässliche Rahmen-

bedingungen! 

Stadtentwicklungskonzepte bedürfen der regelmäßigen Überprüfung durch die Kommunen 

unter Einbeziehung der Akteure und sollten dementsprechend fortgeschrieben werden. Um 

der aktuellen Entwicklung Rechnung zu tragen, sollte der Zeithorizont einer zusätzlichen 

Teilentlastung bei Rückbau vom Jahr 2010 auf das Jahr 2015 verlängert werden. Die Kon-

zepte der Wohnungsunternehmen beruhen auf den erteilten Zusagen der KfW.  



 25 

 

4. Auf dem Energiemarkt muss zu Gunsten der Verbraucher mehr Wettbewerb und Transpa-

renz durchgesetzt werden! 

Der vtw. tritt für verlässliche Rahmenbedingungen und weniger Bürokratie auf dem Energie-

markt ein. Gleichzeitig wenden wir uns entschieden gegen unbegründet vorgenommene 

Preiserhöhungen von Energieversorgungsunternehmen und fordern von den zuständigen 

Aufsichtsbehörden konsequente Preiskontrollen sowie die Durchsetzung von mehr Transpa-

renz und Wettbewerb auf dem Energiemarkt. 

 

5. Kommunale Wohnungsunternehmen sind unverzichtbarer Bestandteil der Daseinsvorsor-

ge der Kommunen! 

Kommunale Wohnungsunternehmen stehen für eine wirtschaftliche, soziale, ökologische und 

nachhaltige Bewirtschaftung der Wohnungsbestände, die neben der betriebswirtschaftlichen 

Rendite auch eine erhebliche Stadtrendite erbringt. Um diese Aufgabe auch in Zukunft si-

chern zu können, darf einerseits die Existenz kommunaler Wohnungsunternehmen nicht in 

Frage gestellt und muss andererseits der unternehmerische Handlungsspielraum erhöht wer-

den. 

 

6. Das soziale Potential der Wohnungsgenossenschaften muss noch konsequenter genutzt 

werden! 

Aufgrund der volkswirtschaftlichen Umbrüche kam und kommt es gerade in den neuen Bun-

desländern bei Menschen der Altersgruppe „50+“ zu erheblichen Einbrüchen in den Erwerbs-

biografien und damit zu drohender Altersarmut. Der mit dem "Wohn-Riester-Gesetz“ einge-

schlagene Weg zur Einbeziehung des genossenschaftlichen Wohnens in die staatlich geför-

derte Altersvorsorge sollte fortgeführt und nachhaltig ausgebaut werden! 

 

7. Die gesellschaftlichen Entwicklungen erfordern ein landesweites kommunales Sozialraum-

management unter partnerschaftlicher Einbeziehung der Wohnungsunternehmen!  

Die vielerorts vorherrschende Arbeits- und Perspektivlosigkeit vor allem junger Menschen und 

die durch „Hartz IV“ verursachte soziale Segregation führt langfristig zu überforderten Nach-

barschaften. Um den wachsenden sozialen Herausforderungen gerecht zu werden, bedarf es 

der landesweiten, konsequenten und institutionalisierten Vernetzung der Wohnungswirtschaft 

mit den kommunalen und staatlichen Aufgabenträgern. 
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8. Die soziale Ausgrenzung von Hartz IV- Leistungsempfängern muss verhindert werden! 

Die Thüringer Wohnungswirtschaft wendet sich ausdrücklich gegen eine Stigmatisierung von 

ALG II-Empfängern durch Unterbringung in Billig- oder Schlichtwohnungen. Wir fordern in die 

Verwaltungsvorschriften angemessene Kosten der Unterkunft, die die reale Lage auf dem 

regionalen Wohnungsmarkt widerspiegeln, aufzunehmen. Mietrechtliche Vorschriften sind 

durch die ARGEN bzw. Kommunen einzuhalten. 

 

9. Keine Erweiterung der Steuerbelastung auf Fremdkapitalzinsen! 

Im Rahmen der geplanten Angleichung der Bemessungsgrundlage für die föderale und die 

kommunale Unternehmensteuer ist vorgesehen, Fremdkapitalzinsen dem Gewinn hinzuzu-

rechnen. Demgegenüber ist eine steuerliche Begünstigung von Fremdkapital für die Woh-

nungswirtschaft von hoher Bedeutung, weil aufgrund der Kostenintensität und des Volumens 

Investitionen in großem Umfang mit Fremdkapital finanziert werden müssen. Eine Berück-

sichtigung der wohnungswirtschaftlichen Problematik bei der Escape-Klausel ist deshalb 

dringend notwendig. 

 

10. Vereinfachung des Bescheinigungsverfahrens für haushaltsnahe Dienstleistungen! 

Eine Vereinfachung des Bescheinigungsverfahrens für nach § 35a EStG begünstigte Leis-

tungen ist zwingend erforderlich. Die Zulassung eines pauschalen Aufteilungsmaßstabs ist 

notwendig, weil damit eine bürokratische Doppelerfassung der Rechnungen entfällt und für 

die einzelnen Nebenkostenarten am Jahresende einmalig eine Aufteilung in Arbeits- und 

Materialaufwand erfolgen kann. 
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